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Text 

Auskunft 

§ 79f. (1) Liegen Umstände vor, die die Annahme begründen, daß ein Schaden durch GVO als Folge 
von deren durch die gentechnische Veränderung bewirkten Eigenschaften verursacht worden ist, so hat 
der Geschädigte gegen jeden Betreiber, dessen Tätigkeit nach § 79a örtlich sowie nach der Art der GVO 
als Ursache allgemein in Betracht kommt, einen Anspruch auf Auskunft. Der Betreiber hat über die für 
seine Haftung nach § 79a maßgeblichen Gesichtspunkte seiner Tätigkeit, insbesondere über die dabei 
hergestellten, verwendeten, vermehrten, gelagerten, zerstörten, entsorgten oder freigesetzten GVO sowie 
deren Eigenschaften und Wirkungen, Auskunft zu erteilen. Der Anspruch auf Auskunft besteht nicht, 
soweit der Betreiber darlegt, daß die Auskunft zur Beurteilung, ob und in welchem Ausmaß der Schaden 
durch die durch die gentechnische Veränderung bewirkten Eigenschaften dieses GVO verursacht worden 
ist, nicht erforderlich ist. 

(2) Der Betreiber, dessen Haftung in Anspruch genommen worden ist, hat gegen jeden anderen 
Betreiber, auf dessen Tätigkeit die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen zutreffen, Anspruch auf 
Auskunft nach Abs. 1. 

(3) Ein Anspruch auf Auskunft besteht nicht, soweit der Betreiber bei Abwägung aller maßgeblichen 
Interessen durch die Erteilung der Auskunft unverhältnismäßig belastet würde, insbesondere wegen der 
dafür notwendigen Aufwendungen, wegen einer ihm deshalb drohenden strafgerichtlichen Verfolgung 
oder wegen der dazu erforderlichen Preisgabe eines im Verhältnis zum Schaden wesentlich 
bedeutsameren Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses. 

(4) Der Betreiber, der auf Auskunft oder dessen Haftung in Anspruch genommen worden ist, hat 
gegen den Geschädigten Anspruch auf Auskunft, soweit dies zur Beurteilung erforderlich ist, ob und in 
welchem Ausmaß der Schaden durch den Geschädigten oder andere Verursacher herbeigeführt worden 
ist, und soweit der Geschädigte bei Abwägung aller maßgeblichen Interessen durch die Erteilung der 
Auskunft nicht unverhältnismäßig belastet würde. 

(5) Durch außergerichtliche Verhandlungen über die Erteilung einer Auskunft sowie durch ein 
gerichtliches Verfahren zur Durchsetzung des Auskunftsanspruchs ist die Fortsetzung der Verjährung 
eines Anspruchs nach diesem Abschnitt gehemmt. 


